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11.  Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 7. Feber 2012, mit der die Bgld. Arbeits-
stättenverordnung in der Land- und Forstwirtschaft geändert wird 

 

 

11. Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 7. Feber 2012, mit der die 
Bgld. Arbeitsstättenverordnung in der Land- und Forstwirtschaft geändert wird 

Aufgrund des § 94g Abs. 2 Z 3 der Burgenländischen Landarbeitsordnung 1977 - LArbO, LGBl. 
Nr. 37, in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 63/2010, wird verordnet: 

Die Bgld. Arbeitsstättenverordnung in der Land- und Forstwirtschaft - Bgld. AStV in der Land- und 
Forstwirtschaft, LGBl. Nr. 74/2002, wird wie folgt geändert: 

1. Die Eintragung im Inhaltsverzeichnis zu § 41 lautet: 

„§ 41 Erst-Helferinnen und Erst-Helfer“ 

2. Nach der Eintragung im Inhaltsverzeichnis zu § 44 wird folgende Eintragung eingefügt: 

„§ 44a Für die Evakuierung der Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer und für die Brandbekämpfung  
 zuständige Personen“ 

3. Im Inhaltsverzeichnis lautet der 6. Abschnitt: 

„6. Abschnitt 

Schlussbestimmungen 
§ 47 Übergangsbestimmungen 
§ 48 Umsetzungshinweise 
§ 49 Inkrafttreten” 

4. § 41 lautet: 

„§ 41 

Erst-Helferinnen und Erst-Helfer 

(1) Es ist dafür zu sorgen, dass mindestens folgende Personenzahl nachweislich für die Erste-Hilfe-
Leistung ausgebildet ist (Erst-Helferinnen und Erst-Helfer): 

 1. bei bis zu 19 regelmäßig gleichzeitig beschäftigten Dienstnehmerinnen und Dienstnehmern: eine 
Person; 

bei 20 bis 29 regelmäßig gleichzeitig beschäftigten Dienstnehmerinnen und Dienstnehmern: zwei 
Personen; 

bei je 10 weiteren regelmäßig gleichzeitig beschäftigten Dienstnehmerinnen und Dienstnehmern: 
eine zusätzliche Person; 

 2. abweichend von Z 1 in Büros oder in Arbeitsstätten, in denen die Unfallgefahren mit Büros 
vergleichbar sind: 

bei bis zu 29 regelmäßig gleichzeitig beschäftigten Dienstnehmerinnen und Dienstnehmern: eine 
Person; 

bei 30 bis 49 regelmäßig gleichzeitig beschäftigten Dienstnehmerinnen und Dienstnehmern: zwei 
Personen; 

bei je 20 weiteren regelmäßig gleichzeitig beschäftigten Dienstnehmerinnen und Dienstnehmern: 
eine zusätzliche Person. 
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(2) Für die Ausbildung nach Abs. 1 gilt Folgendes: 

 1. In Arbeitstätten mit mindestens fünf regelmäßig gleichzeitig beschäftigten Dienstnehmerinnen 

und Dienstnehmern muss es sich bei der Ausbildung nach Abs. 1 um eine mindestens 16-stün-

dige Ausbildung nach den vom Österreichischen Roten Kreuz ausgearbeiteten Lehrplänen, oder 

eine andere, zumindest gleichwertige Ausbildung, wie die des Präsenz- oder Ausbildungsdienstes 

beim Bundesheer, handeln. 

 2. In Arbeitstätten mit weniger als fünf regelmäßig gleichzeitig beschäftigten Dienstnehmerinnen 
und Dienstnehmern ist es bis 1. Jänner 2015 ausreichend, wenn die Erst-Helferin oder der Erst-

Helfer nach dem 1. Jänner 1998 eine mindestens sechsstündige Unterweisung in lebensrettenden 

Sofortmaßnahmen (im Sinne des § 6 der Führerscheingesetz-Durchführungsverordnung, 

BGBl. II Nr. 320/1997, in der Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. 274/2009) absolviert hat. Ab 

1. Jänner 2015 muss die Erst-Helferin oder der Erst-Helfer eine Erste-Hilfe-Auffrischung nach 

Abs. 3 absolvieren. 

(3) Es ist dafür zu sorgen, dass Erst-Helferinnen und Erst-Helfer in Abständen von höchstens vier 

Jahren eine mindestens achtstündige Erste-Hilfe-Auffrischung absolvieren. Diese kann auch geteilt 

werden, sodass in Abständen von höchstens zwei Jahren eine mindestens vierstündige Erste-Hilfe-Auf-

frischung erfolgt. Die Erste-Hilfe-Auffrischung kann auch durch die Arbeitsmedizinerin oder den 

Arbeitsmediziner ohne Einrechnung in die Präventionszeit durchgeführt werden. 

(4) Durch organisatorische Maßnahmen ist sicherzustellen, dass während der betriebsüblichen 
Arbeitszeit eine im Hinblick auf die Anzahl der anwesenden Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer 

ausreichende Anzahl an Erst-Helferinnen und Erst-Helfer anwesend ist. Erst-Helferin oder Erst-Helfer 

kann auch die Dienstgeberin oder der Dienstgeber selbst sein.“ 

5. Nach § 44 wird folgender § 44a eingefügt: 

„§ 44a 

Für die Evakuierung der Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer 

und für die Brandbekämpfung zuständige Personen 

(1) Wenn weder eine Brandschutzbeauftragte oder ein Brandschutzbeauftragter bestellt oder eine 
Betriebsfeuerwehr eingerichtet ist noch eine freiwillige Betriebsfeuerwehr nach den Richtlinien des 

Österreichischen Bundesfeuerwehrverbandes eingerichtet ist noch eine Brandschutzwartin oder ein 

Brandschutzwart oder eine Brandschutzgruppe nach § 45 dieser Verordnung vorgeschrieben ist, ist dafür 

zu sorgen, dass die gemäß § 88c Abs. 2 LArbO benannten Personen mit der Handhabung der Mittel der 

ersten Löschhilfe vertraut und in der Lage sind, folgende Veranlassungen treffen zu können: 

 1. im Brandfall erforderlichenfalls die Feuerwehr zu alarmieren, 

 2. im Fall von Alarm nach Anweisung der Dienstgeberin oder des Dienstgebers zu kontrollieren, ob 
alle Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer die Arbeitsstätte verlassen haben, 

 3. die Mittel der ersten Löschhilfe im Brandfall anzuwenden, soweit dies zur Sicherung der Flucht 

von Dienstnehmerinnen und Dienstnehmern unbedingt notwendig ist. 

(2) Die Bestellung von Personen, die für die Brandbekämpfung und die Evakuierung der Dienst-
nehmerinnen und Dienstnehmer zuständig sind, befreit die Dienstgeberin oder den Dienstgeber nicht von 

ihrer sonstigen Verantwortung nach § 88c LArbO oder der Informationspflicht nach § 15 dieser 

Verordnung.“ 

6. Im § 45 Abs. 6 wird das Zitat „LGBl. Nr. 32/2001“ durch das Zitat „LGBl. Nr. 11/2008“ ersetzt. 

7. Die Überschrift zum 6. Abschnitt lautet: 

„Schlussbestimmungen” 

8. Die Überschrift zu § 48 lautet: 

„Umsetzungshinweise“ 
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9. Dem § 48 wird folgender § 49 angefügt: 

„§ 49 

Inkrafttreten 

Die Änderungen des Inhaltsverzeichnisses, die §§ 41, 44a, § 45 Abs. 6, die Überschriften zum 
6. Abschnitt und zu § 48 in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr. 11/2012 treten mit dem auf die 
Kundmachung folgenden Tag in Kraft.“ 

Für die Landesregierung: 
Liegenfeld 
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